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 Die Freisinger Bischofskonferenz
setzte den Schlussstrich unter eine
zweijährige intensive Arbeit und

Vorbereitung: In ihrer Herbstsitzung be-
schlossen die bay-
erischen Bischöfe
den "bischöflichen
Teil" der neuen
Dienstordnung für
GemeindereferentIn-
nen. Dieser Teil I der
Ordnung regelt Vor-
aussetzungen und
Rahmenbedingun-
gen des Berufs.

Zusammen mit
den arbeitsrechtli-
chen Regelungen im
Teil II der Dienstord-
nung, die in der
KODA ausgearbeitet
worden sind,  gibt er
dieser Berufsgruppe
ein neues Profil für
ihre pastorale Arbeit.
Die Ordnung soll
zum 1.1.2002 in Kraft treten.

Eine moderne, an zeitgemäßer Pasto-
ral orientierte Dienstordnung für alle bay-

erischen Bistümer? Zunächst schien die
Forderung nach einem einheitlichen Berufs-
profil nicht zu verwirklichen – zu groß
schienen die Unterschiede zwischen den

verschiedenen bi-
schöflichen Vorga-
ben. So gesehen ist
die gemeinsame
Dienstordnung ein
großer Erfolg und
wieder ein Schritt auf
das erklärte Ziel der
KODA hin, in allen
Bereichen des kirch-
lichen  Dienstes in
Bayern einheitliches
Arbeitsvertragsrecht
zu schaffen.

Was in der Pra-
xis längst Wirklich-
keit war, ist in der
Ordnung nun offizi-
ell festgeschrieben:
Der/die Gemeinde-
referentIn als eigen-
ständig und verant-

wortlich arbeitende/r pastorale/r Mitar-
beiterIn. Zudem wurden viele Detail-
regelungen den heutigen Erfordernissen

Mehr Eigenverantwortung
kennzeichnet das neue Berufsprofil

Foto: J. Hoppe

angepasst, von der Arbeitszeitverteilung
bei Teilzeitbeschäftigten bis zur Arbeits-
platzausstattung.

Die Dienstordnung entstand in enger
Zusammenarbeit mit den Berufsverbän-
den und den DiözesanreferentInnen. Das
Prinzip der KODA, bei der Erarbeitung
von bestimmten, berufsspezifischen In-
halten Fachleute und Berufsgruppen-
vertreter von außerhalb daran zu beteili-
gen, hat sich hier wieder bewährt.

In der nächsten Ausgabe wird die neue
Ordnung ausführlich vorgestellt und er-
läutert. Auch erste Bewertungen und Mei-
nungen werden dort zu finden sein.

Johannes Hoppe
Den Text der neuen Dienstordnung finden
Sie nach der In-Kraft-Setzung unter
www.kodakompass.de/pastoral

Abwarten bei "Riester-Rente"

 Ab 2002 wird die neue staat-
lich geförderte Privatrente einge-
führt. MitarbeiterInnen im öf-

fentlichen und kirchlichen Dienst, die
einen Anspruch auf Zusatzversorgung
haben, sind von dieser Förderung –
zumindest jetzt noch – ausgeschlossen.
Die verschiedenen Gremien im staatli-
chen wie im kirchlichen Bereich beraten
zur Zeit intensiv über eine Reform der

Zusatzversorgung. Solange vor allem die
Verhandlungen im Öffentlichen Dienst nicht
abgeschlossen sind, lässt sich nicht abse-
hen, für wen und in welchem Umfang künf-
tig eine zusätzliche private Absicherung
nötig ist und wie sie erfolgen kann.

Jedenfalls sollte derzeit niemand mit An-
spruch auf Zusatzversorgung private Verträ-
ge nach dem "Riester-Modell" abschließen.

Die Redaktion
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Eine neue Ausgabe geht in Druck (v. l. Druckerei-
chef Egon Fuchs, Redakteur Johannes Hoppe)

         Foto: S. Steiner-Püschel

Kommentar zur
SR 2 l weiterhin
erhältlich
Die ABD-Regelung SR 2 l für Lehrkräfte
an kirchlichen Gymnasien und Realschu-
len ist inzwischen im Internet unter
www.kodakompass.de/lehrer nachzulesen.

Der Direktor des Katholischen Schul-
werks in Bayern, Dr. Andreas Hatzung, hat
zusammen mit seinen Mitarbeiterinnen
Reintraud Häfele und Theresia Högl einen
Kommentar zur SR 2 l verfasst, den in-
zwischen alle LehrerInnen erhalten haben,
die im Bayerischen Philologenverband oder
im Realschullehrerverband organisiert sind.
Lehrkräfte, die neu eingestellt werden, kön-
nen ihn bei ihrem Verband beziehen. Wei-
tere Exemplare können gegen eine Gebühr
von 5 DM direkt beim Katholischen Schul-
werk in Bayern bestellt werden (Adolf-
Kolping-Str. 4, 80336 München, Tel.: 0 89/
55 52 66).

Dr. Hatzung plant eine Überarbeitung
seines Kommentars, sobald auch die an-
deren Schularten abschließend behandelt
sind. Diese Neuausgabe soll dann – ebenso
wie die anderen Kommentare zum ABD –
ins Internet gestellt werden.

 Dr. Christian Spannagl

Liebe Kollegin,
lieber Kollege,
rund 34.000 Leserinnen und Leser hat der
KODA Kompass drei Jahre nach seiner
Gründung. Der weitaus größte Teil sind
die kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Bayern.

Alle, für die das ABD gilt und die mehr
als geringfügig beschäftigt sind, sollen den
KODA Kompass weiterhin kostenfrei er-
halten. Die Schwierigkeit war bisher, dass
Jahr für Jahr tausende KollegInnen umzie-
hen, aus dem Dienst ausscheiden oder neu
angestellt werden. Für jede Ausgabe muss
daher eine komplett neue Versanddatei zu-
sammengestellt werden. Dazu werden die
Adressen aller Empfänger von den ver-
schiedenen Rechenzentren und Datenban-
ken zentral in Eichstätt gesammelt, vom
dortigen Rechenzentrum nach den Post-

vorgaben aufbereitet und an unsere Dru-
ckerei übermittelt. Selbstverständlich wer-
den dabei die Datenschutzvorschriften be-
achtet. Eine Prozedur, die von mal zu mal
besser klappt und nun die "Serienreife"
erreicht hat.

Dennoch erhalten wir von der Post
pro Ausgabe ca. 500 Benachrichtungen
wegen Unzustellbarkeit. Postvertriebs-
stücke werden von der Post nicht nachge-
sandt, sondern vernichtet! Um sicherzu-
stellen, dass der KODA Kompass und
andere über die Adressdatei des Dienst-
gebers verschickte Zeitschriften sicher an-
kommen, sollten Änderungen der An-

schrift immer umgehend dem Dienstgeber
gemeldet werden.

Doppelversände lassen sich leider
nicht vermeiden. Ehepaare im kirchlichen
Dienst und Beschäftigte, die bei zwei ver-
schiedenen kirchlichen Arbeitgebern tä-
tig sind, erhalten den KODA Kompass in
aller Regel doppelt.  Grund dafür ist, dass
die jedesmal neu erforderliche Bearbei-
tung der Dateien erheblich höhere Kosten
als der Doppelversand verursachen wür-
de. Wer ein übriges Exemplar hat, könnte
es an geringfügig Beschäftigte weiterge-
ben, die nicht beliefert werden.

Ein lange ungelöstes Problem stellten
die kirchlichen Schulen dar, da nur die
MitarbeiterInnen an diözesanen Schulen
vollständig zentral erfasst sind. Nach ver-

schiedenen Anläufen – die
am hohen Aufwand und den
damit verbundenen Kosten
scheiterten – gilt ab dieser
Ausgabe folgender Versand-
modus: Die Finanzkammern
stellen die Anschriften der
Beschäftigten an diözesanen
Schulen zur Verfügung. Alle
anderen Schulen, soweit sie
Mitglied im Katholischen
Schulwerk in Bayern sind,
erhalten einheitlich 20 Stück.
Soweit mehr oder weniger
Exemplare gebraucht wer-
den, können die Schulen bei
der Druckerei Fuchs  die ge-
wünschte Zahl melden. Die
Schulen werden durch ein
Begleitschreiben darüber in-
formiert.

Es gibt in Bayern eine ganze Reihe von
Ordensgemeinschaften, kirchlichen Verei-
nen und Verbänden, die zwar das ABD
anwenden, deren MitarbeiterInnen aber
nicht über die Finanzkammern erfasst sind.
Natürlich können auch diese Einrichtun-
gen bzw. die MitarbeiterInnen den KODA
Kompass kostenfrei erhalten. Vorausset-
zung ist, dass die Einrichtungen bei der
Bayer. Regional-KODA registriert sind.

Für den Empfänger kostenfrei ist der
KODA Kompass nur im Geltungsbereich
des ABD. Da die Zahl unserer LeserInnen
außerhalb des ABD-Bereichs immer mehr
zunimmt, müssen wir ab 2002 einen

Versandumstellung
abgeschlossen
• KODA Kompass künftig auch im Abo
• Neuer Verteiler für kirchliche Schulen

Kostenbeitrag von 8 Euro für ein Jahres-
abo erheben. Dieser Preis ist möglich, da
wir auf aufwändige Verwaltung verzich-
ten. Jede/r Betroffene erhält ein Schreiben
mit Überweisungsträger. Wer den Beitrag
überweist, erhält weiterhin den KODA
Kompass – bei Nicht-Überweisung gilt
das Abo als gekündigt. Wir hoffen natür-
lich, dass uns unsere Abonnenten trotz
dieses kleinen Beitrags treu bleiben.

Einzelne Exemplare als Freiabos kön-
nen auch künftig andere KODAen, die
Zentral-KODA und die Arbeitsrechtliche
Kommission der Caritas erhalten.

Zum Schluss möchte wir den Mitar-
beiterInnen vor allem der Finanzkammern,
des Kath. Schulwerks, des Rechenzen-
trums Eichstätt und  der Druckerei Fuchs
für die engagierte Zusammenarbeit dan-
ken, mit der sie den Aufbau des Versand-
systems unterstützen.
Ihre Redaktion

Manfred Weidenthaler,
Redaktionsleiter
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Projekte
Woran wir arbeiten
Weitere Informationen erhalten Sie von
Ihren KODA-DienstnehmervertreterInnen.

Pastorale Berufe
Nach Verabschiedung der Gemeinde-
referenten-Dienstordnung stehen nun Re-
gelungen für Seelsorge-/PfarrhelferInnen
und für PastoralreferentInnen an. Für die-
se Berufe gibt es bislang keine bzw. keine
einheitlichen Dienstordnungen. Bei den
PastoralreferentInnen existiert allerdings
bereits eine einheitliche Vergütungs-
regelung. Wie die Berufsgruppen künftig
arbeitsvertragsrechtlich geregelt werden
sollen, berät zur Zeit eine Arbeitsgruppe
der KODA.        Manfred Weidenthaler

Haftung
MitarbeiterInnen können im Zusammen-
hang mit ihrer vertraglich geschuldeten
Arbeit Schäden verursachen; eine Rege-
lung hierzu findet sich in § 14 ABD Teil
A, 1. bzw. § 11 a Teil B, 1. Diese Schäden
können dem Dienstgeber entstehen, etwa
wenn eine Sekretärin ein Bürogerät be-
schädigt oder Kosten wegen eines fal-
schen Postversandes verursacht. Schä-
den können auch sogenannten Dritten
entstehen, also Personen, mit denen kein
Arbeitsvertrag besteht, also etwa Ar-
beitskollegInnen oder Fremden, z. B.
wenn ein Gemeindereferent die Schlüs-
sel für das Pfarrheim verliert.

Dem Grunde nach haftet jeder für
die Schäden, die er verursacht. Im kirch-
lichen Bereich wird aber der/die Mitar-
beiterIn insofern entlastet, als er/sie nur
für Schäden herangezogen werden kann,
für die ihn/sie schweres Verschulden
trifft. Im Zweifel kann das arbeits-
gerichtlich überprüft werden.

 Bei leichter Fahrlässigkeit des/der
MitarbeiterIn ("Das passiert praktisch
jedem einmal") und bei gewöhnlicher
Fahrlässigkeit ("Das kann einem schon
einmal passieren") entfällt die persön-
liche Haftung und es haftet der Arbeit-
geber. Bei grober Fahrlässigkeit ("Das
darf einem nie und nimmer passieren")
sowie bei Vorsatz haftet der/die Mitar-

beiterIn selbst. Eine vorsätzliche Schädi-
gung liegt vor, wenn sie absichtlich er-
folgt oder wenn ein Schadenseintritt billi-
gend in Kauf genommen wird, ohne ihn
dabei direkt zu wollen. Dies bedeutet, dass
es auf die innere Einstellung des/der Mit-
arbeiterIn zum eigenen Handeln ankommt.
Die Trennungslinie zwischen Haftung oder
Nicht-Haftung des/der MitarbeiterIn ver-
läuft damit zwischen gewöhnlicher und
grober Fahrlässigkeit.

Die Haftung des/der MitarbeiterIn tritt
demnach ein, wenn ein Schaden vorliegt,
der adäquat kausal verursacht worden ist,
Rechtfertigungsgründe nicht gegeben sind
und der Schaden vorsätzlich oder grob fahr-
lässig angerichtet worden ist. (vgl. ausführ-
lich Zetl u. Zwosta, Die AVR von A-Z)

Diese Grundregeln gelten auch für den
Kfz-Bereich, allerdings nur für den am

Fahrzeug des/der MitarbeiterIn entstande-
nen Schaden, nicht jedoch für den am Kfz
des Unfallgegners entstandenen Schaden.
Im Verschuldensfall ist deshalb die eigene
Kfz-Haftpflichtversicherung heranzuzie-
hen. Durch die vom Arbeitgeber gewährte
Kilometerpauschale in Höhe von derzeit

0,30 Euro gilt dieses Risiko als abge-
deckt. Wenn ein/e MitarbeiterIn auf ei-
ner dienstlichen Fahrt mit seinem/ihrem
Kfz einen Unfall verursacht, hat dies in
der Regel eine Rückstufung in der
Beitragsklasse der Kfz-Versicherung zur
Folge. Nach aktueller ständiger Recht-
sprechung ist grundsätzlich vom Arbeit-
geber dem/der ArbeitnehmerIn kein Er-
satz zu leisten, wenn diese/r bei einer
Dienstfahrt mit dem Privat–PKW einen
Fremdschaden verursacht und nach Re-
gulierung des Schadens durch die Haft-
pflichtversicherung des/der Arbeitneh-
merIn diese/r in der Schadensklasse
zurückgestuft wird.

Die finanziellen Folgen der Rück-
stufung  können durch den Abschluss
einer "Rabattverlustversicherung" auf
eigene Kosten (Jahresbeitrag ca. 15
Euro) ausgeschlossen werden. Ob dies
jeweils möglich ist, ist mit dem Dienst-
geber zu klären, soweit dieser nicht,
wie z. B. die Erzdiözese München und
Freising, eine pauschale Rabattverlust-
versicherung abgeschlossen hat.

Bei Teilkaskoschäden erstattet der
Arbeitgeber nur den entsprechenden
Selbstkostenanteil, den der/die Mitar-
beiterIn zu tragen hat. Die Formulie-
rung in § 14 Abs. 3 Satz 2 ist dabei so zu
verstehen, dass in dem Fall, dass keine
Teilkaskoversicherung vorliegt, der ent-
sprechende Schaden vom Arbeitgeber
ersetzt wird. Hierbei ist zu beachten,
dass in einzelnen Diözesen der Ab-
schluss einer Teilkaskoversicherung
verpflichtend vorgeschrieben ist, wenn
der Privat-PKW für dienstliche Fahr-
ten verwendet wird.

Dr. Joachim Eder

DAS
STICHWORT

Lehrer-
kommission:
Neuwahl
der
Vorsitzenden

Auf der 11. Vollversammlung der Lehrerkommission im Mai 2001 wechselte
turnusgemäß der Vorsitz von der Dienstnehmer- zur Dienstgeberseite. Neuer
Vorsitzender wurde der bisherige Stellvertreter Pater Johannes Bauer OSB aus
Ettal (links), zum neuen Stellvertreter wurde der bisherige Vorsitzende Reinhard
Donhauser-Koci (rechts) von der Dienstnehmerseite gewählt.

Dr. Christian Spannagl

Foto: W. Dennstädt

Unfall auf einer Dienstfahrt:
In der Regel haftet der Dienstgeber



Die Versicherungskammer Bayern informiert

Umstellung auf Euro
Neu: Clinic-Card

820 K eine Clinic-Card. Mit Hilfe dieser
Karte können sie in Zukunft dem Kran-
kenhaus gegenüber nachweisen, dass
Anspruch besteht, wie ein Privat-
patient behandelt zu werden. 

Den Zuschlag für eine komfortablere
Unterbringung in einem Zweibettzimmer
rechnen wir künftig nach Vorlage dieser
Karte direkt mit dem Krankenhaus ab.
Die Krankenhausverwaltung informiert
uns über die Aufnahme. Die Vorlage
der bisherigen Versicherungsbestätigung
im Krankenhaus ist damit nicht mehr
erforderlich. Das bekannte 
Anerkennungsverfahren bei gemischten
Anstalten bleibt davon unberührt.

Die Kostenübernahmegarantie schließt
jedoch nicht die Erstattung privatärzt-
licher Behandlungskosten ein. Die
Rechnung des liquidationsberechtigten
Arztes sind wie üblich zur
Erstattung bei uns einzureichen. 

Neben versicherungstechnischen
Daten, enthält die Karte zusätzliche –
wichtige – Informationen, wie
zum Beispiel die Versicherungsnummer,
die Telefonnummer der Ansprech-
partner in Leistungsfragen und auf der
Rückseite die Hotline bei Fragen 
zu Erkrankungen im Ausland. 

Die Beiträge im Tarif 820 K werden
ebenfalls nach dem amtlichen Umrech-
nungskurs in Euro umgerechnet und
auf zwei Stellen hinter dem Komma
kaufmännisch gerundet. Trotz der 
Leistungsverbesserungen durch die
Euro-Glättungen bleibt der Beitrag
unverändert.

Clinic-Card – der Ausweis für 
im Tarif 820 K Versicherte
(mit Bild Card für Privatversicherte)

Noch in diesem Jahr erhalten alle
höherversicherten Personen im Tarif

Die Leistungsabrechnungen (Beihilfe
und Höherversicherung) werden bereits
im Lauf des 4. Quartals 2001 auf Euro
umgestellt. Die von den Beihilfeberech-
tigten eingereichten Rechnungen wer-
den nach dem amtlichen Umrechnungs-
kurs in Euro umgerechnet und auf zwei
Stellen hinter dem Komma kaufmän-
nisch gerundet. Die Erstattung der bei-
hilfefähigen Aufwendungen erfolgt dann
von diesem Euro-Betrag zum jeweiligen
Beihilfebemessungssatz. Nachrichtlich
wird der Auszahlungsbetrag auch in DM
angegeben.
Die in den Beihilfevorschriften (BhV)
enthaltenen DM-Beträge werden zum
1. Januar 2002 vom Freistaat Bayern in
Euro umgerechnet und zum Teil geglät-
tet. Die Glättung erfolgt in der Regel
zugunsten der Beihilfeberechtigten.

Glättung in den Tarifen 820K 
zum 1. Januar 2002

Die in den Versicherungsleistungen der
Tarife 820K enthaltenen DM-Beträge
werden zum 1. Januar 2002 in Euro
umgerechnet und zugunsten der Ver-
sicherten geglättet. Dabei ergeben 
sich folgende Beträge:

bis 31.12.2001 ab 1.1.2002

Sehhilfen

Nummer 1 der Tarife 300,00 DM (153,39 Euro) 155,00 Euro (303,15 DM)

Auslandsreise

Nummer 4b der Tarife 20 000,00 DM (10 225,84 Euro) 10 230,00 Euro (20 008,14 DM)

Zahnersatz

Nummer 7 der Tarife 30 000,00 DM (15 338,76 Euro) 15 350,00 Euro (30 021,99 DM)

Nummer 8 der Tarife 15 000,00 DM (7 669,38 Euro) 7 675,00 Euro (15 011,00 DM)

Nummer 9 der Tarife 4 000,00 DM (2 045,17 Euro) 2 050,00 Euro (4 009,50 DM)

Heilpraktiker

Nummer 14 der Tarife 3 000,00 DM (1 533,88 Euro) 1 535,00 Euro (3 002,20 DM)

Stationäre Heilbehandlung

Nummer 19 der Tarife 30,00 DM (15,34 Euro) 16,00 Euro (31,29 DM)

60,00 DM (30,68 Euro) 32,00 Euro (62,59 DM)

Die geglätteten Euro-Beträge gelten für Behandlungen ab dem 1. Januar 2002.



KODA Kompass Sonderteil

Die neue
Reisekostenordnung

• Was zählt als Dienstreise?
• Wer bekommt Tagegeld?

• Wieviel Geld steht mir zu?
• Fallbeispiele aus der Praxis

 Eine Reihe von Änderungen bringt
die neue Reisekostenordnung, die
die bisherigen diözesanen Regelun-

gen ablöst. Deutlich verbessert wurde vor
allem die Erstattung von dienstlichen
Fahrtkosten.

Der Weg zur
neuen Regelung

Im BAT – dem Tarifvertrag des Öf-
fentlichen Dienstes – wird für die Erstat-
tung von Auslagen für Dienstreisen (außer-
halb des Dienstortes) und Dienstgängen
(innerhalb des Dienstortes oder Wohnor-
tes) auf die für die Beamten des Arbeitge-
bers jeweils geltenden Bestimmungen ver-
wiesen  (§ 42 BAT). Im "Tarifrecht" der
bayerischen (Erz-)Diözesen fehlte eine sol-
che Regelung.

Hier konnten – zumindest bis zum
31.12.1996 – von den bayerischen (Erz-)
Diözesen eigene Regelungen in Absprache
mit den Mitarbeitervertretungen getroffen
werden (vgl. § 42 Abs. 1 ABD Teil A, 1. –
alte Fassung – i.V. mit § 29 Abs. 1 Nr. 9
MAVO). Diese diözesanen Regelungen
haben sich sehr unterschiedlich entwickelt.
So wurde teilweise noch mit Kilometer-
pauschalen von 35 Pf gearbeitet – ange-
sichts der gestiegenen Treibstoffpreise
konnte von einer angemessenen Erstattung
der Auslagen keine Rede mehr sein.

Daher wurde der Ruf nach einer Re-
gelung der KODA immer drängender, die

nun mit der Bayer. Reisekostenordnung
(ReiseKO) geschaffen wurde.

Angesichts der sehr unterschiedlichen
Ausgangslage in den bayerischen Bistü-
mern bereitete es große Schwierigkeiten,
ein eigenständiges kirchliches Reise-
kostenrecht zu entwickeln. Wie auch in
anderen Fragen wurde daher weitgehend
auf die für den Öffentlichen Dienst gültige
Regelung, das bayer. Reisekostengesetz,
zurückgegriffen. Dem entspricht auch die
Vorbemerkung zur Reisekostenordnung.
Danach ist überall dort, wo die Reise-
kostenordnung des ABD keine Regelun-
gen trifft, hilfsweise das Bayer. Reise-
kostenrecht anzuwenden.

Geltungsbereich
Die Reisekostenordnung der Bayer.

(Erz-)Diözesen, veröffentlicht in der An-
lage Nr. 29 zu den diözesanen Amtsblät-
tern, gilt für MitarbeiterInnen, deren Ar-
beitsverhältnis dem ABD unterliegt.

Lehrkräfte an
kirchlichen Schulen

Die Sonderregelung (SR) 2 l als Teil
des ABD ist eine eigenständige Regelung
der Lehrerkommission in der KODA, die
über eigene Beschlusskompetenz verfügt.

Nach der SR 2 l Teil A Nr. 11 und
Teil B Nr. 7 kommen für diese Lehrkräfte
die für die Beamten des Katholischen

Schulwerks in Bayern geltenden Rege-
lungen zur Anwendung. Damit gilt für
diese Gruppe das Bayer. Reisekostengesetz
direkt. Die Inhalte sind aber nahezu iden-
tisch. Vor allem unterscheiden sich die
Erstattungssätze des Reisekostengesetzes
nicht von denen der Reisekostenordnung.

Grundsätze der
Reisekostenentschädigung

Die Reisekostenregelungen zeichnen
sich durch drei wesentliche Grundsätze
aus:

1.  Kostenvergütungen (Erstattungen)
können nur dort und nur in dem Umfang
beansprucht werden, in dem tatsächlich
Kosten anfallen.

2. Unter verschiedenen Alternativen
eine Dienstreise zu absolvieren, ist jeweils
die wirtschaftlichste, das heißt die kosten-
günstigste zu wählen.
Die Präferenz lautet:
a) öffentliche Verkehrsmittel (Bahn, Bus)

und gegebenenfalls zugewiesene
Dienstfahrzeuge;

b) eigener PKW, Motorrad, Motorroller,
Moped, Fahrrad ...;

c) andere nicht regelmäßig verkehrende
Verkehrsmittel, z. B. Taxi.

3. Dienstreisen sind vorher durch den
entsprechenden Vorgesetzten anzuordnen,
Ansprüche auf Reisekostenvergütung sind
innerhalb von sechs Monaten ab Beendi-
gung der Dienstreise geltend zu machen.

Fotos: J. Hoppe
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Reiseantritt ab Wohnung
oder Dienststelle

• Der Mitarbeiter, Herr V., wohnhaft in
Penzberg (Landkreis Weilheim-Schon-
gau), ist für seinen Arbeitgeber – die Erz-
diözese München und Freising, mit Dienst-
stelle in München – nach Landshut
unterwegs.
Berechnung der Reisekosten:
Da Herr V. ohnehin täglich zur Arbeits-
stelle fahren müsste, gehört die morgend-
liche Fahrt nach München
zu seinen üblichen Ver-
pflichtungen. Beginn und
Ende der Dienstfahrt rich-
ten sich nach der Dienst-
stelle (§ 7 ReiseKO). Da-
mit ist auch die Dienststel-
le der Ort, an dem die
Dienstreise angetreten
wird. Fahrtkosten können
nach der Reisekostenord-
nung nur für die Fahrt zwi-
schen München und
Landshut erstattet werden
(§ 5 Abs. 3 S. 3 ReiseKO).
Für diese Fahrt hat Herr V.
das günstigste Verkehrs-
mittel zu wählen (§ 5 Abs.
1, 3 ReiseKO). Vorrangig
ist die Benutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel oder
von Dienstkraftfahrzeugen (§ 5 Abs. 1
ReiseKO) vor privateigenen Kraftfahrzeu-
gen (§ 6 ReiseKO).
Soweit die Benutzung eines eigenen Kraft-
fahrzeuges nicht genehmigt wurde (Die
Genehmigung kann im Einzelfall, durch
generelle Genehmigung oder durch stän-
dige Übung geschehen.), werden Herrn V.
nur die Fahrtkosten der Bahnreise erstattet
(§ 6 Abs. 2 Satz 1 ReiseKO). Dabei ist
selbstverständlich der günstigste Tarif in
der jeweiligen Bahnklasse zu wählen.
Die Benutzung anderer, nicht regelmäßig
verkehrender Beförderungsmittel (z. B.
Taxi), führt nur bei triftigen Gründen zu
einer Kostenerstattung (§ 5 Abs. 4
ReiseKO).

• Unser genannter Mitarbeiter, Herr V.,
muss dienstlich in die entgegengesetzte

Richtung fahren – nach Garmisch-Parten-
kirchen.
Berechnung der Reisekosten:
Herr V. könnte zuerst von Penzberg aus
nach München an seinen Dienstort fah-
ren, um von dort die Dienstreise anzutre-
ten. Es ist aber nicht notwendig, dass
Herr V. die Dienstreise von München aus
antritt. Da das Ziel der Dienstreise vom
seinem Wohnort aus günstiger zu errei-
chen ist, hat Herr V. die Dienstreise von
der Wohnung aus anzutreten (§ 7
ReiseKO). Reisekosten werden nur für

die Fahrt zwischen Wohnort (Penzberg)
und Zielort (Garmisch-Partenkirchen) an-
fallen können.
Für diese Fahrt hat Herr V. das günstigste
Verkehrsmittel zu wählen (§ 5 Abs. 1
ReiseKO); das kann alternativ die Bahn
von Penzberg nach Tutzing und dort ein
Umsteigen nach Garmisch-Partenkirchen
sein, oder die Fahrt mit dem eigenen
PKW.
Bei der Berücksichtigung von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit sind nicht nur
die reinen Fahrtkosten einzubeziehen, son-
dern auch die Arbeitszeit, die "unproduk-
tiv" für die Dienstfahrt beansprucht wird.
So kann es im Einzelfall sein, dass die
Fahrt mit dem eigenen PKW oder ein Flug
aufgrund einer erheblichen Zeitersparnis
wirtschaftlicher als die Benutzung der
Bahn ist.

Fahrten zur
zweiten Schule
• Die Religionslehrerin im Kirchendienst,
Frau H.,  wohnt in Kiefersfelden und ist an
einer Stammschule in Rosenheim tätig.
Daneben wird sie in der "Irmingard-Schu-
le" auf einer Chiemsee-Insel (Zweitschule)
eingesetzt.
Berechnung der Reisekosten:
Die Fahrt zur Stammschule in Rosenheim
entspricht der Fahrt zwischen Wohnung
und Arbeitsstelle. Dagegen ist nach allge-
mein herrschender Auffassung und übli-
cher Praxis, die sich auf die entsprechende
kultusministerielle Regelung stützt, die
zusätzliche Fahrt zur Zweitschule –
gegebenenfalls unter Einschluss der
Passagierschifffahrt – eine Dienstreise.
Frau H. erhält eine entsprechende Reise-
kostenvergütung.
Angenommen, Frau H. würde von der
"Irmingard-Schule" bereits einen Teil der
Reisekosten erstattet bekommen, würden
diese von ihrem Anspruch abgezogen  (§ 3
Abs. 2 ReiseKO). Kosten, die bereits von
Dritten erstattet wurden, können nicht
nochmals eingefordert werden.

Fahrten aus
besonderem Anlass

• Die Pastoralreferentin, Frau St., wohn-
haft in Fürstenfeldbruck, ist dienstlich in
der Krankenhausseelsorge in München-
Bogenhausen tätig. An ihrem freien Wo-
chenende wird sie vom Krankhauspfarrer
angerufen, der erkrankt ist und sie bittet,
den Gottesdienst am Sonntag zu überneh-
men.
Es handelt sich in diesem Vertretungsfall
um einen Dienst außerhalb des normalen
Arbeitszeitrahmens. Die Fahrt ist somit
eine zusätzliche Fahrt aus besonderem
dienstlichem Anlass.
Kostenerstattung:
Das ABD verweist hier auf die jeweiligen
diözesanen Regelungen (§ 42 Abs. 2
Buchst. d ABD Teil A, 1.).
Hat Frau St. eine Monatskarte des Münch-
ner Verkehrsverbundes, mit der sie üblicher-
weise nach Bogenhausen fährt, fallen keine
erstattungsfähigen Kosten an. Andernfalls

Beispiele aus der Praxis
Beispiele aus der Praxis

Im Einzelfall kann die Benutzung des eigenen Autos
wirtschaftlicher sein.   Foto: J. Hoppe
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richtet sich die Erstattung nach den Rege-
lungen und Sätzen ihrer Erzdiözese.

Teilweise werden von Dienst-
gebern auch Zuschüsse zu regulä-
ren Fahrten zwischen Wohnung
und Arbeitsstätte gezahlt, ins-
besondere wenn der/die Mitarbei-
terIn mehrfach am Tag zur Dienst-
stelle fahren muss. Solche Fahrten
fallen nicht unter die Reisekosten-
ordnung – es gelten, soweit vor-
handen, die diözesanen Bestim-
mungen weiter.

Dienstliche Besorgungen
• Ein Mesner, Herr W., besorgt in der
Kreisstadt Hof im Fichtelgebirge
besonders rußfreie Kerzen für seine Pfarr-
kirche in Lichtenberg. Einen Teil der Ker-
zen bringt er auf Wunsch des Pfarrers auch
noch in die Filialkirche im Ortsteil Hölle,
die von einem anderen Mesner betreut
wird.
Berechnung der Reisekosten:
Die Fahrt von Lichtenberg nach Hof ist
eine Dienstreise, die zur Filiale ein Dienst-
gang (da innerörtlich); Herr W. hat in
beiden Fällen einen Anspruch auf Reise-
kostenvergütung (§ 3 Abs. 1 Satz 1

Detailfragen
Detailfragen

Pauschale
Kostenerstattungen

Die Fahrtkostenerstattungen bei privat-
eigenem Kraftfahrzeug (§ 6 ReiseKO), Ta-
gegeld (§ 8 ReiseKO) und Übernachtungs-
geld (§ 9 ReiseKO) sind in Höhe der staat-
lich anerkannten Pauschalsätze einheit-
lich festgelegt. Diese Pauschalsätze sollen
einen sachgerechten, aber nicht luxuriö-
sen Aufwand ermöglichen.

§ 14 Abs. 1 ReiseKO erlaubt darüber
hinaus grundsätzlich eine Pauschalvergü-
tung für sämtliche Arten von Reisekosten
mit Ausnahme der Erstattung der Ausla-
gen für Reisevorbereitung. Diese "verein-
fachte Abrechnung" muss sich nach dem
Durchschnitt der in einem bestimmten
Zeitraum sonst anfallenden Erstattungen
bemessen.

§ 14 Abs. 2 ReiseKO erlaubt darüber
hinaus, mit den MitarbeiterInnen auch hö-
here oder niedrigere Pauschalvergütungen
für die Erstattung von Tage- und Über-
nachtungsgeldern zu vereinbaren.

Voraussetzung ist, dass regelmäßige
oder gleichartige Dienstreisen oder Dienst-
gänge vorliegen. Diese Pauschalierung
dient also der einfacheren Abrechnung
von Dienstgeber und Dienstnehmer und
ist nicht als "Gefälligkeitspauschale" zu
werten.

"Spitzabrechnung"

Auf  Antrag des/der MitarbeiterIn kann
unter Berücksichtung der Wirtschaftlich-
keit vereinbart werden, anstatt auf Basis
der Tagegeldpauschale auf Grundlage der

tatsächlich angefallenen Kosten abzurech-
nen (§ 8 Abs. 6 ReiseKO).

Aus- und
Fortbildungsreisen

Durch Artikel 9 der Grundordnung ist
festgelegt, dass die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter einen Anspruch auf berufli-
che Fort- und Weiterbildung haben, der
die fachlichen Erfordernisse und auch die
ethischen und religiösen Aspekte des
Dienstes umfasst.

Zu differenzieren ist zwischen Aus-
bildungsreisen, Fortbildungsreisen und
Weiterbildungsreisen. Im Bereich der Fort-
bildung wird wieder unterschieden zwi-
schen der dienstlich angeordneten Fort-
bildung, der freiwilligen beruflichen Fort-
bildung im anerkannt dienstlichen Inter-
esse und der freiwilligen (beruflichen und
nicht beruflichen) Fortbildung, an der ein
dienstliches Interesse fehlt.

Die Reisekostenordnung ersetzt für
die in § 42 Abs. 1 ABD Teil A, 1. (neue
Fassung) genannten Reisen, die bisher be-
stehenden diözesanen Regelungen für
dienstlich angeordnete Fortbildungsreisen
(§ 1, § 2 Abs. 3, § 20 ReiseKO), nicht aber
solche Regelungen für Aus- und
Weiterbildungsreisen (§ 42 Abs. 2 Buchst. c
ABD).

ReiseKO) im Rahmen der günstigsten
Fahrtroute (§ 3 Abs. 1 Satz 2 ReiseKO).

• Die Kindergartenleiterin, Frau H. aus
Geretsried, bereitet einen Bücherstand in
ihrem Kindergarten (Pfarrei Wolfrats-
hausen-Altstadt) vor und besorgt deshalb
in Abstimmung mit dem Pfarrer einige
Kinderbücher aus der Pfarrbücherei der
Nachbarpfarrei in Wolfratshausen-
Waldram.
Berechnung der Reisekosten:
Unabhängig ob "Dienstgang" oder
"Dienstreise" – Frau H. hat einen An-
spruch auf Reisekostenvergütung für die-
se Dienstfahrt (§ 4 ReiseKO).

Wer arbeitet, muss auch essen:
das Tagegeld entschädigt für den
Verpflegungsmehraufwand.

Foto: J. Hoppe
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Bei Reisen zum Zweck der Aus- und
Weiterbildung wird im § 42 Abs. 2 auf
diözesane Regelungen verwiesen.

Vor allem bezüglich der freiwilli-
gen beruflichen Fortbildung wer-
den derzeit von einer KODA-
Arbeitsgruppe noch verschiedene
Einzelfragen geklärt. Wir werden
in einer der nächsten Ausgaben
informieren!

Nebenkosten
Der Begriff der Nebenkosten ist recht-

lich unbestimmt. Es handelt sich um Aus-
lagen, die zur Erledigung des Dienst-

geschäftes (also der Dienstreise oder des
Dienstganges) unvermeidbar waren und
nicht in den §§ 5 bis 11 ReiseKO enthalten
sind (vgl. § 670 BGB). Notwendige Ausla-
gen können z. B. Parkgebühren am Ziel
der Dienstreise sein oder die Kosten eines
Abschleppdienstes bei einer Panne. Aber
auch Schadensersatzforderungen Dritter
anlässlich eines Dienstunfalles während
einer Dienstfahrt können hierunter fallen.

Versicherungsfragen
Nach § 6 Abs. 2 Satz 2 ReiseKO besteht

für Dienstreisen (§ 2 Abs. 1 ReiseKO), für
die die Benutzung eines eigenen Kraft-
fahrzeuges nicht genehmigt worden ist,

kein Versicherungsschutz über die diöze-
sane Fahrzeugversicherung.

Die Ansprüche des/der MitarbeiterIn
ergeben sich jedoch aus ABD Teil A, 1.
§ 14. Demnach haftet der Dienstgeber,
zumindest soweit nicht grobe Fahrlässig-
keit oder Vorsatz vorliegen. Hat der Dienst-
geber die Benutzung des eigenen PKWs
ausdrücklich verboten oder dieBenutzung
Öffentlicher Verkehrsmittel angeordnet,
liegt ein Haftungsausschluss vor. Benutzt
der/die Beschäftigte trotz Verbotes den
eigenen PKW, haftet der Dienstgeber in
der Regel nicht für mögliche Schäden.
Anders verhält es sich, wenn der Dienst-
geber die PKW-Benutzung (stillschwei-
gend) duldet. Eine solche Duldung liegt
auch vor, wenn der Dienstgeber zwar nur
die Bahnkosten erstattet, es aber dem/der
MitarbeiterIn überlässt, ob er/sie trotzdem
mit dem eigenen Auto fährt.

Der mögliche Haftungsausschluss be-
zieht sich nicht auf die gesetzliche Unfall-
versicherung, die aber nur bei Personen-
schaden eintritt.

Tagegeld
Das Tagegeld (§ 8 ReiseKO) ist eine

Entschädigung für die erhöhten Verpfle-
gungskosten, die anlässlich einer Dienst-
reise (nicht eines Dienstganges) anfallen.
Die amtlichen Sachbezugswerte (§ 8 Abs. 6
ReiseKO) legen den Verpflegungsaufwand
fest, den der/die MitarbeiterIn ohnehin
gehabt hätten. Dementsprechend wird das
Tagegeld gekürzt, wenn eine unentgeltli-
che Verpflegung stattfindet (§ 11
ReiseKO).

Nebenkosten wie z. B. Parkgebühren
werden extra erstattet.    Foto: J. Hoppe

Mahlzeiten ohne Getränke
Die Kürzungssätze des § 11 Abs. 1

Nr. 1 und 2 ReiseKO gehen davon aus, dass
jeweils ein vollständiges Frühstück, Mit-
tag- oder Abendessen gewährt wird. Zu
einer vollständigen Mahlzeit gehören an-
gemessene Speisen und Getränke. Wenn
nur eine teilweise Verpflegung (nur Spei-
sen oder nur Getränke) gewährt wird, kann
das Tagegeld auch nicht gekürzt werden.

Rückwirkende
Inkraftsetzung

Die ReiseKO ist rückwirkend zum
01.04.2001 in Kraft gesetzt worden. Bereits
erstattete Kosten, werden, soweit die Neu-
regelung für die MitarbeiterInnen ungüns-
tiger ist (dies trifft in manchen Fällen beim
Tagegeld zu), von den diözesanen Arbeit-
gebern nicht zurückgefordert. Im Falle zu
niedrig erstatteter Kilometer-Gelder be-
steht Anspruch auf Nachzahlung.

Steuerrecht
Da die Erstattungsbeträge der ReiseKO

teilweise deutlich unter den Sätzen liegen,
die als Werbungskosten geltend gemacht
werden können, empfiehlt es sich zumindest
für jene, die häufiger eine Dienstreise durch-
führen, alle Dienstreisen einschließlich der
vom Dienstgeber gewährten Erstattung bei
den Werbungskosten aufzuführen, um die
Differenz zwischen Erstattungsbetrag und
Steuerfreibetrag als Werbungskosten gel-
tend machen zu können.

Erich Sczepanski

Der Text der Reisekostenordnung wurde in der Amtsblattanlage Nr. 29 veröffentlicht. Unter
www.kodakompass.de/reisekosten finden Sie die Ordnung mit zusätzlichen Erläuterungen, sowie
das Antragsformular für verschiedene Erz-/Diözesen.
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Sonstige
Verkehrsmittel
• Mietwagen, Taxis etc. sind nachrangig

zu benutzen. Wenn ein trifftiger Grund zu
ihrer Benutzung vorliegt, werden die Kos-
ten voll erstattet.
Ein solcher liegt z. B. vor, wenn das
Tagungshaus, zu dem die Reise gehen
soll, vom Zielbahnhof aus mit Bus oder
Straßenbahn nicht erreichbar ist.

• Stehen Dienstfahrzeuge zur Verfügung,
hat ihre Benutzung in der Regel Vorrang.
Kosten werden in diesem Fall nicht er-
stattet.

Eigene
Fahrzeuge
dürfen benutzt werden, wenn öffentliche
Verkehrsmittel nicht zur Verfügung ste-
hen, ihre Benutzung unzumutbar ist (z.
B. wegen schweren Gepäcks) oder wenn
es wirtschaftlicher ist. Fahren mehrere
MitarbeiterInnen gemeinsam mit einem
PKW, dürfte dies oft wirtschaftlicher als
die Benutzung öffentlicher Verkehrsmit-
tel sein.
• PKW: 0,58 DM; 0,30 Eu / km.
• Motorrad/-roller: 0,25 DM; 0,13 Eu/ km
• Moped/Mofa: 0,15 DM; 0,08 Eu/ km
• Fahrrad: 0,07 DM; 0,04 Eu/ km
• Wer einen Reisekostenberechtigten

mitnimmt erhält zusätzlich: 0,03 DM;
0,02 Eu /km.

• Fallen Nebenkosten an, z. B. für Park-
gebühren, werden diese extra erstattet.

Die Eurosätze
gelten ab
1.1.2002.

 Fahrten zur Arbeitsstätte
sind keine Dienstreisen.
Hier gewähren manche

Dienstgeber Fahrtkostenzu-
schüsse.

Dienstreisen sind Reisen
zur Erledigung von Dienstge-
schäften außerhalb des Dienst-
ortes. Dienstgänge sind Gänge
oder Fahrten zur Erledigung von
Dienstgeschäften innerhalb des
Dienst- oder Wohnortes. Die
Erstattung der Fahrtkosten ist
in beiden Fällen identisch.

Dienstreisen oder -gänge
müssen in der Regel vor An-
tritt genehmigt werden!

Die Erstattung von Reise-
kosten ist binnen 6 Monate zu
beantragen.

Zusammenstellung:
Manfred Weidenthaler

Zahlen, Fakten
Reisekosten

Öffentliche
Verkehrsmittel
haben grundsätzlich Vorrang. Im Einzelfall kann
jedoch, vor allem aufgrund von Zeitersparnis,
die Benutzung des eigenen Kraftfahrzeugs wirt-
schaftlicher sein.
Erstattet wird...
• bis Vergütungsgruppe VI a: 2. Klasse
• ab Vergütungsgruppe V c: 1. Klasse
• Schlafwagen: Einbettklasse unter Abwägung

der Gesamtkosten
(evtl. ist z. B. frühere Bahnfahrt + Übernach-
tung günstiger)

• Flugzeug: der günstigste Tarif

Tagegelder
gibt es nur für Dienstreisen. Bei Dienstgängen (innerhalb des Dienst-/Wohnor-
tes), sowie bei Dienstreisen bis 6 Stunden Dauer, werden Verpflegungskosten –
sollten sie notwendigerweise angefallen sein – nicht pauschal, sondern  gegen
Nachweis erstattet.
• Im Einzelfall kann die Übernahme der tatsächlichen Kosten anstelle der Pauscha-

len vereinbart werden.
• Bei Auslandsdienstreisen gelten die Tagegeldsätze der Bayer. Auslandsreise-

kostenverordnung.
• Für Dienstreisen, die länger als 14 Tage dauern, gibt es eine zusätzliche Regelung.
• Sollte Anspruch auf Geld von Dritten bestehen, wird dieser abgezogen – egal, ob

der Anspruch wahrgenommen wird.
Das volle Tagegeld beträgt 29 DM / 15 Eu bei eintägigen Reisen, 42 DM /
21,50 Eu bei mehrtägigen.
Bei Übernachtungen gibt es – soweit nicht freie Übernachtung gewährt wurde –
eine Pauschale von 36 DM bzw. 18,5 Eu. Übersteigen die Auslagen die Pauschale,
werden gegen Nachweis die angefallenen Kosten erstattet.
Tagegeldkürzung: Wieviel Prozent des vollen Satzes gezahlt werden, hängt
davon ab, ob freie Verpflegung gewährt wird und wie lange die Reise dauert. Dauert
die Dienstreise an dem entsprechenden Tag nicht mehr als 12 Stunden und werden
freie Mahlzeiten gewährt, wird das Tagegeld zweifach gekürzt – wegen der
Reisedauer und wegen der freien Beköstigung.

Tagegeld,
abhängig von
der Reisedauer

Kürzung vom
vollen Satz
um...

Reisedauer ...
von mehr als 6 bis 8 Std. 70 %
von mehr als 8 bis 12 Std. 50 %
von mehr als 12 Std. 0 %

Beispiel mehrtägige Dienstreise
Abfahrt von der Dienststelle am Montag 12 Uhr,
Rückkunft am Mittwoch 13 Uhr. Reisedauer: Mon-
tag: 12 Std.; Dienstag: 24 Std.; Mittwoch: 13 Std.

Kürzung vom
vollen Satz
um...

Freie Mahlzeit/en...
Frühstück frei 20 %
Mittag- oder Abendessen 40 %
Frühstück und Mittagessen 60 %
Frühstück und Abendessen 60 %
Mittag- und Abendessen 80 %
alle Mahlzeiten 100 %

Tagegeldkürzung
wegen freier
Beköstigung

Ungekürztes Tagegeld bei eintägiger Dienstreise 29 DM / 15 Eu, bei mehrtägiger 42 DM / 21,50 Eu.
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Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung
Über die Hälfte der ArbeitnehmerInnen im ABD-Bereich ist in Teilzeit tätig. Unter welchen Voraussetzungen
Anspruch auf Teilzeit besteht, haben wir in der folgenden Tabelle zusammengefasst:

Auf einen Blick

Wir danken Hans Peter Zetl, Rechtsberater der KODA-Mitarbeiterseite, für die zur Verfügung gestellten Informationen.
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Ihre KODA-
VertreterInnen

Diözese Augsburg
Eduard Frede 08 21/3 15 23 01
Angelika Haselböck 08 21/46 21 55
Johannes Reich 0 83 41/93 82 31

Erzdiözese Bamberg
Johannes Hoppe 09 11/4 01 02 62
Susanne Steiner-Püschel 09 11/26 13 90

Diözese Eichstätt
Rainer Kastl 0 84 21/5 06 32
Renate Ziller

Erzdiözese München und Freising
Martin Binsack 0 89/1 40 93 51
Ingrid Enzner 0 81 22/1 84 37
Erich Sczepanski 0 89/21 37 12 89
Manfred Weidenthaler 0 80 34/40 84

Diözese Passau
Dr. Joachim Eder 0 85 07/92 26 03
Elisabeth Weinzierl 08 51/8 79 79

Diözese Regensburg
Sandra Sperrer 09 41/5 97 23 05
Michael Wenninger 0 87 31/9 16 23

Diözese Würzburg
Jürgen Herberich 09 31/9 42 20
Beate Reisert 0 60 21/39 21 24

Vertreter der Lehrerkommission
Reinhard Donhauser-Koci 0 85 45/7 01
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Volkschulen
geregelt
Die Arbeitsverhältnisse der Lehrkräfte an
kircheneigenen Grund- und Hauptschulen
sollen sich künftig weitgehend an den Re-
gelungen für Beamte im staatlichen Schul-
dienst orientieren. Am 13.9.01 beschloss
die Lehrerkommission eine entsprechende
für Bayern einheitliche Regelung, die den
Bischöfen zur In-Kraft-Setzung vorliegt.

Man einigte sich auf folgende Eck-
punkte:
• Vergütung nach der A-Tabelle.
• Übernahme des Arbeitnehmerbeitrages
zur gesetzlichen Rentenversicherung bei
Lehrkräften in einem unbefristeten Ar-
beitsverhältnis, wenn ihre Ausbildung und
Tätigkeit eine beamtenrechtliche Laufbahn
ermöglichen würde.
• Übernahme des Arbeitnehmerbeitrages
zur Arbeitslosenversicherung beim selben
Personenkreis wie vorher spätestens ab
dem 5. Jahr nach Beginn des Arbeitsver-
hältnisses.
• Beihilfe für Lehrkräfte in einem unbe-
fristeten Arbeitsverhältnis zumindest für
die Dauer der Beschäftigung.
• Möglichkeit zusätzlicher Vergütungs-
bestandteile für Lehrkräfte, die ein Ange-
bot zur Verbeamtung beim Staat haben,
um auf den Lehrermangel, vor allem im
Hauptschulbereich, reagieren zu können.

 Der letzte Punkt wurde sehr konträr
diskutiert. Die Mitarbeiterseite sah hier
eine Benachteiligung der älteren Lehrkräf-
te, die oft schon über viele Jahre hinweg
ihre Schule mitgeprägt haben und die auf-
grund ihres Alters oder ihrer Note beim
Staat kein Angebot mehr zur Verbeam-
tung erhalten können. Die Dienstnehmer-
seite stimmte dieser Regelung erst zu, nach-
dem im Protokoll festgehalten wurde, dass
die Dienstgeberseite in absehbarer Zeit
über ein Zulagensystem für Leistungs-
träger, das dann auch die älteren Lehrkräf-
te einschließt, nachdenken wolle.

 In den übrigen Bereichen unterschei-
det sich die Regelung für Grund- und Haupt-
schulen kaum von der für kirchliche Gym-
nasien und Realschulen. In der nächsten
Ausgabe werden wir ausführlich berichten.

Die Redaktion

Neues ABD
Eine aktualisierte Ausgabe des ABD wird
voraussichtlich ab Januar im Buchhandel
erhältlich sein. Der neue Preis von Buch
und CD-Rom stand bei Drucklegung noch
nicht fest.

Die Postanschriften erfahren Sie über unsere Geschäftsstelle und unsere Internetseite.



Nach 15 Beschäftigungsjahren und Voll-
endung des 40. Lebensjahres sind kirchli-
che Angestellte "unkündbar" (Teil A, 1. §
53 Abs. 3; ArbeiterInnen vgl. Teil B, 1. § 57).
Ein völliger Ausschluss von Kündigung
widerspräche aber dem Bürgerlichen Ge-
setzbuch (BGB § 626 Abs. 1). Im ABD ist
daher geregelt, in welchen Fällen auch
"unkündbaren Angestellten" gekündigt
werden darf (§ 55 Teil A, 1.).

Es werden verschiedene Arten von
Kündigungsgründen unterschieden: Ein
"verhaltensbedingter" Grund liegt z. B. vor,
wenn der/die MitarbeiterIn vorsätzlich und
dauerhaft schlechte Arbeit leistet oder sei-
nen Dienstgeber bestiehlt. "Personbedingte"
Gründe sind vor allem Erkrankungen, z. B.
Alkoholkrankheit, die das Erbringen der
Arbeitsleistung dauerhaft nicht mehr zu-
lassen. Auch ein Kirchenaustritt ist im
Kirchendienst ein personbedingter Kündi-
gungsgrund (BAG-Urteil v. 12.12.84).

"Unkündbare Angestellte" können
verhaltens- oder personbedingt entlassen
werden, wenn ein "wichtiger Grund" vor-
liegt. "Wichtiger Grund" bedeutet, dass es
sich um einen besonders schwerwiegen-
den Kündigungsgrund handelt, der dem
Dienstgeber das Fortsetzen des Arbeits-
verhältnisses unzumutbar macht. In der
Regel sind es Gründe, die bei kündbaren
Angestellten zur sogenannten fristlosen
Entlassung reichen. Erkrankungen, auch
wenn sie länger dauern und häufiger vor-
kommen, genügen selten. Wenn dagegen
ein/e DienstnehmerIn ihrem Dienstgeber
ankündigt, er/sie werde krank, wenn der
Urlaub nicht wie gewünscht verlängert
wird, kann dies ein "wichtiger Grund"
sein (vgl. BAG-Urteil v. 5.11.92). Selbst
ohne vorherige Ankündigung kann das

Erschleichen von Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigungen durch eine vorgetäusch-
te Erkrankung einen "Unkündbaren" den
Arbeitsplatz kosten. Ebenso können wie-

derholte ausländerfeindliche Äußerungen
die Entlassung eines "Unkündbaren" recht-
fertigen (vgl. LAG-Urteil Hamm v. 11.11.94).
Selbstverständlich gilt das auch für
kirchenfeindliche Äußerungen.

Da "unkündbare Angestellte" nicht
"ordentlich" kündbar sind, gilt für sie,
dass die Kündigung binnen zwei Wochen

nach Bekanntwerden der Gründe ausge-
sprochen werden  muss (BGB § 626 Abs. 2,
§ 54 Abs. 2).

Neben der verhaltens- und der person-
bedingten Kündigung gibt es die "betriebs-
bedingte". Ein betriebsbedingter Grund
liegt vor, wenn für den/die  Beschäftigte/n
keine Arbeit mehr vorhanden ist. Dies
kann der Fall sein, wenn z. B. eine Gruppe
in einem Kindergarten geschlossen wer-
den muss. Selbst außerordentliche "wich-
tige" betriebliche Gründe berechtigen den
Dienstgeber laut ABD in diesen Fällen
nicht zur Kündigung eines unkündbaren
Angestellten (Teil A, 1. § 55 Abs. 2, gilt nicht
für ArbeiterInnen). Diese Regelung wird
jedoch durch das Kündigungsschutzgesetz
teilweise wieder aufgehoben. Sollte es tat-
sächlich unvermeidbar sein, in einer Ein-
richtung einen Teil der MitarbeiterInnen
zu entlassen, sind in bestimmten – aller-
dings sehr seltenen Fällen – sogar "Un-
kündbare" vor "Kündbaren" zu kündigen.
Der Grund dafür ist die vorgeschriebene
"Sozialauswahl". Bei der betriebsbeding-
ten Kündigung wirken ABD-Regelungen
(Kündungs- sowie Rationalisierungs-
schutz), Gesetze und Rechtsprechung auf
eine komplizierte Weise ineinander.

Kündigungen sind im kirchlichen
Bereich die Ausnahme. Vor allem bei der
personbedingten Kündigung schöpfen die
Dienstgeber ihre Rechte selten aus. Viele
sind sich besonders der Verantwortung,
die sie gegenüber schwer oder nicht-heil-
bar kranken MitarbeiterInnen haben, sehr
bewusst. Wenn aber – aus welchen Grün-
den auch immer – einem/einer Mitarbei-
terIn die Kündigung droht, sollte er/sie
unbedingt fachkundigen Rat einholen.

Manfred Weidenthaler

KODA Kompass, Versand  Druckerei Fuchs, 92334 Berching
DPAG, Postvertriebsstück, Entgelt bezahlt, B 53555

Unkündbarkeit

 "Laut ABD bin ich unkündbar. Jetzt habe ich
erfahren, dass auch Unkündbare gekündigt
werden können. Kann das stimmen?"

Auf den Punkt gebracht§

Selten aber möglich: Entlassung von
Unkündbaren Foto: kna-Bild

MitarbeiterInnen im
Kindertagesstättenbereich
www.kodakompass.de/kita
MesnerInnen
www.kodakompass.de/mesner
KirchenmusikerInnen
www.kodakompass.de/kirchenmusiker
pastorale MitarbeiterInnen
www.kodakompass.de/pastoral
Informationen zur...
Reisekostenordnung
www.kodakompass.de/reisekosten
Sabbatjahrregelung
www.kodakompass.de/sabbat

Internet-infos auf
einen Blick
Gezielte Informationen für Berufs-
gruppen, zu wichtigen Themen aus
dem Arbeitsvertragsrecht und von den
Vollversammlungen können Sie direkt
aufrufen:

Informationen für...
Lehrkräfte an kirchl. Schulen
www.kodakompass.de/lehrer

Altersteilzeit
www.kodakompass.de/atz
Zusatzversorgung
www.kodakompass.de/zv

Texte und Erläuterungen zum ABD
www.kodakompass.de/abd

Berichte von den...
Vollversammlungen der
Bayer. Regional-KODA
www.kodakompass.de/vv
Vollversammlungen der Lehrerkom-
mission in der Bayer. Regional-KODA
www.kodakompass.de/vvlk/


